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Deutscher Bundestag 
12. Wahlperiode 

Entschließungsantrag 
der Fraktionen der CDU/CSU, SPD und F.D.P. 

zu dem Gesetzentwurf der Bundesregierung 
- Drucksachen 12/3334,12/3895 -  

Entwurf eines Gesetzes zum Vertrag vom 7. Februar 1992 über die 
Europäische Union 

Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Der Deutsche Bundestag begrüßt, daß im Rahmen der Europäi-
schen Union die Schaffung einer Wirtschafts- und Währungs-
union als Stabilitätsgemeinschaft vorgesehen ist. Die  Wirt-
schafts- und Währungsunion ist ein wichtiger Schritt zur Ver-
tiefung der Integration im Rahmen der Europäischen Union, die 
so bald wie möglich zur Politischen Union ausgestaltet werden 
sollte. Die Wirtschafts- und Währungsunion dient auch der 
Vervollständigung des Binnenmarktes, der die internationale 
Wettbewerbsfähigkeit Europas für die Herausforderungen der 
nächsten Jahrzehnte stärken wird. 

2. Der Deutsche Bundestag nimmt die Besorgnisse in der Bevöl-
kerung über die Einführung einer gemeinsamen europäischen 
Währung ernst. Es muß daher alles getan werden, damit sich 
diese Sorgen als gegenstandslos erweisen. Die Stabilität der 
Währung muß unter allen Umständen gewährleistet sein. 

3. Der Deutsche Bundestag erkennt an, daß der Vertrag über die 
Europäische Union eine Grundlage für eine stabile europäische 
künftige Währung schafft, insbesondere durch die Sicherung 
der Unabhängigkeit der Europäischen Zentralbank und die 
Vereinbarung von Stabilitätskriterien für die teilnehmenden 
Mitgliedstaaten. 

Dabei werden beim Übergang zur dritten Stufe der Wirtschafts- 
und Währungsunion die Stabilitätskriterien eng und strikt aus-
zulegen sein. Die Entscheidung für den Übergang zur dritten 
Stufe kann nur auf der Grundlage erwiesener Stabilität, des 
Gleichlaufs bei den wirtschaftlichen Grunddaten und erwiese-
ner dauerhafter haushalts- und finanzpolitischer Solidität der 
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teilnehmenden Mitgliedstaaten getroffen werden. Sie darf sich 
nicht an Opportunitätsgesichtspunkten, sondern muß sich an 
den realen ökonomischen Gegebenheiten orientieren. Die 
Natur der Kriterien bedingt es, daß ihre Erfüllung nicht nur 
statistisch gesichert werden kann. Ihre dauerhafte Erfüllung 
muß vielmehr auch aus dem Verlauf des Konvergenzprozesses 
glaubhaft sein. Die künftige europäische Währung muß so 
stabil sein und bleiben wie die Deutsche Mark. 

Der Deutsche Bundestag wird sich jedem Versuch widersetzen, 
die Stabilitätskriterien aufzuweichen, die in Maastricht ver-
einbart worden sind. Er wird darüber wachen, daß der Über-
gang zur dritten Stufe der Wirtschafts- und Währungsunion 
sich streng an diesen Kriterien orientiert. 

Der Übergang zur dritten Stufe der Wirtschafts- und Wäh

-

rungsunion erfordert auch eine Bewertung durch den Deut

-

schen Bundestag. Die Bundesregierung bedarf demgemäß für 
ihr Stimmverhalten bei Beschlüssen des Rates nach Artikel 
109j Abs. 3 und 4 des Vertrages zur Gründung der Europäi-
schen Union des zustimmenden Votums des Deutschen Bun-
destages. Das Votum des Deutschen Bundestages bezieht sich 
auf dieselbe Materie  wie die Bewertung des Rates der Wirt-
schafts- und Finanzminister und die Entscheidung des Rates in 
der Zusammensetzung der Staats- und Regierungschefs. 

4. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf zu 
erklären, daß sie dieses Votum des Deutschen Bundestages 
respektieren wird. 

5. Er fordert die Bundesregieung auf, diese Vorgehensweise den 
Vertragspartnern sowie der Europäischen Kommission und 
dem Europäischen Parlament mitzuteilen. 

6. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, ihm 
ab 1994 jährlich einen Bericht über die Entwicklung der Kon-
vergenz in der Europäischen Union vorzulegen. 

7. Bund und Länder haben bei ihrer Haushaltswirtschaft der mit 
dem Maastrichter Vertrag eingegangenen Verpflichtung der 
Bundesrepublik Deutschland, übermäßige Defizite zu vermei-
den, Rechnung zu tragen. 

8. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, sich 
mit Nachdruck für Frankfurt am Main als Sitz der Europäischen 
Zentralbank einzusetzen. 

Bonn, den 2. Dezember 1992 

Dr. Wolfgang Schäuble, Dr. Wolfgang Bötsch und Fraktion 

Hans-Ulrich Klose und Fraktion 

Dr. Hermann Otto Solms und Fraktion 


